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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1966 Ausgegeben am 9. August 1966 52. Stück

149. Bundesgesetz: 5. Auffangorganisationengesetz-Novelle
1 5 0 . Bundesgesetz: Sammelstellen-Abgeltungsgesetz
1 5 1 . Bundesgesetz: Übernahme der Baukosten für ein bauliches Vorhaben in Israel
1 5 2 . Bundesgesetz: Aufschiebung von Exekutionen bei Naturkatastrophen
1 5 3 . Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes
1 5 4 . Verordnung: 1. Arzneibuchnachtragsverordnung

1 4 9 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1966, mit
dem das Auffangorganisationengesetz neuer-
lich abgeändert wird (5. Auffangorgani-

sationengesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Auffangorganisationengesetz, BGBl.
Nr. 73/1957, in der Fassung der Auffangorgani-
sationengesetz-Novellen, BGBl. Nr. 285/1958,
BGBl. Nr. 62/1959, BGBl. Nr. 306/1959 und
BGBl. Nr. 287/1960, wird abgeändert wie folgt:

§ 7 Abs. 2 hat zu lauten:

„Die ,Sammelstellen' sind von ihrer Errich-
tung an von der Körperschaftsteuer, der Ver-
mögensteuer, der Sondersteuer vom Vermögen
gemäß Artikel II Abschnitt A des Budgetsanie-
rungsgesetzes 1963, BGBl. Nr. 83, und der Ab-
gabe von Vermögen, die der Erbschaftssteuer ent-
zogen sind (Erbschaftssteueräquivalent), befreit."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

1 5 0 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1966, be-
treffend Abgeltung von Ansprüchen der
„Sammelstellen" (Sammelstellen-Abgeltungs-

gesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Zur Abgeltung der Ansprüche der „Sam-
melstellen" gegen den Bund auf Rückstellung von
erblos gebliebenen Vermögenswerten, die durch
den Nationalsozialismus verfolgten Personen ge-

hört haben, auf Rückstellung eines Teiles der im
Eigentum des Bundes stehenden Aktien der
Aktiengesellschaft Dynamit Nobel Wien, auf
Rückstellung der Liegenschaft EZ. 864, KG.
Josefstadt (Sanatorium Fürth), und auf Ersatz-
leistung für das Kontoguthaben Nr. 10551 bei
der Landeshypothekenanstalt in Klagenfurt, ist
den „Sammelstellen" binnen zwei Monaten nach
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes der Betrag
von 22,700.000 S zu überweisen.

§ 2. Für die Aufteilung des in § 1 genannten
Betrages auf die „Sammelstelle A" und die „Sam-
melstelle B" sowie für die Verwendung der jeder
Sammelstelle zugeteilten Mittel ist, unbeschadet
der Bestimmungen der §§ 7 und 8 des 4. Rück-
stellungsanspruchsgesetzes, BGBl. Nr. 133/1961,
§ 2 Abs. 3 des Bundesgesetzes für die Aufteilung
der Mittel der „Sammelstellen", BGBl. Nr. 108/
1962, anzuwenden.

§ 3. Die „Sammelstellen" sind hinsichtlich des
in § 1 genannten Betrages von Abgaben gemäß
§ 7 Abs. 2 des Auffangorganisationengesetzes,
BGBl. Nr. 73/1957, in der Fassung der 5. Auf-
fangorganisationengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 149/
1966, befreit.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

1 5 1 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1966, be-
treffend die Übernahme der Baukosten für

ein bauliches Vorhaben in Israel

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, der „Histadrut" in Tel-Aviv als öster-
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reichischen Beitrag für die Errichtung des Aus-
länderseminars für Jugendliche in Ohalo am See
Genezareth den nicht rückzahlbaren Betrag in der
Höhe von 3'5 Millionen Schilling in zwei Teil-
beträgen zu gewähren.

(2) Der zwei Millionen Schilling übersteigende
Teilbetrag ist nicht vor Ablauf von acht Monaten
nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes flüssig
zu machen.

§ 2. Die Teilbeträge sind auf ein Sonderkonto
bei einer israelischen Bank zu überweisen. Dieses
Sonderkonto ist in der Weise einzurichten, daß
darüber die „Histadrut" nur gemeinsam mit der
österreichischen Vertretungsbehörde in Israel ver-
fügungsberechtigt ist. Diese darf Verfügungen
über das Kontoguthaben jeweils erst nach Sicher-
stellung der widmungsgemäßen Verwendung der
Beträge mitzeichnen.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

1 5 2 . Bundesgesetz vom 8. Juli 1966
über die Aufschiebung von Exekutionen bei

Naturkatastrophen

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Exekutionsgericht hat eine Exekution
durch Zwangsversteigerung einer Liegenschaft
oder das Verwertungsverfahren in Ansehung ge-
pfändeter beweglicher körperlichen Sachen auf
Antrag des Verpflichteten aufzuschieben, wenn
dieser von einer Naturkatastrophe (Hochwasser,
Lawine, Schneedruck, Erdrutsch, Bergsturz,
Orkan, Erdbeben oder ähnliche Katastrophe ver-
gleichbarer Tragweite) betroffen worden ist, er
dadurch in wirtschaftliche Schwierigkeiten ge-
raten ist, die zur Einleitung der Exekution ge-
führt haben und diese Exekution seine wirt-
schaftliche Existenz vernichten würde. Die Auf-
schiebung ist ausgeschlossen, wenn die Gefahr be-
steht, daß durch sie der betreibende Gläubiger
schwer geschädigt, insbesondere seine Forderung
ganz oder teilweise uneinbringlich werden
könnte.

§ 2. Der Antrag nach § 1 kann nur innerhalb
von zwei Jahren nach dem Eintritt der Kata-
strophe gestellt werden; handelt es sich um eine
vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes, je-
doch nicht vor dem 1. Jänner 1965, ein-
getretene Katastrophe, so beginnt diese Frist mit
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes. Vor der
Entscheidung ist der betreibende Gläubiger zu
vernehmen.

§ 3. (1) Die Aufschiebung ist längstens auf ein
Jahr zu bewilligen. Der Lauf der Frist beginnt
mit dem Tag, an dem der Antrag bei Gericht
eingelangt ist. Das Ende der Frist ist mit einem
bestimmten Kalendertag festzusetzen.

(2) Auf Antrag des Verpflichteten ist die Frist
um längstens sechs Monate zu verlängern, wenn
die Voraussetzungen des § 1 auch noch bei Ab-
lauf der im Abs. 1 festgesetzten Frist gegeben
sind; der Antrag muß vor Ablauf der Frist ge-
stellt werden.

§ 4. Die Frist des § 256 Abs. 2 der Exekutions-
ordnung verlängert sich um die Dauer der Auf-
schiebung.

§ 5. Das aufgeschobene Exekutionsverfahren
ist nach Ablauf der Aufschiebungsfrist auf An-
trag des betreibenden Gläubigers wieder aufzu-
nehmen; vorher nur dann, wenn die Voraus-
setzungen des § 1 nicht mehr gegeben sind.

§ 6. In diesem Verfahren findet kein Kosten-
ersatz zwischen den Parteien statt.

§ 7. Auf das Recht, die Aufschiebung zu ver-
langen, kann erst nach Eintritt der Natur-
katastrophe verzichtet werden.

§ 8. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz betraut.

Jonas
Klaus Klecatsky

1 5 3 . Bundesgesetz vom 13. Juli 1966,
mit dem das Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz

neuerlich abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz, BGBl.
Nr. 130/1948, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 26/1951, BGBl. Nr. 228/1951, BGBl.
Nr. 106/1952, BGBl. Nr. 116/1953, BGBl.
Nr. 117/1953, BGBl. Nr. 154/1954, BGBl.
Nr. 156/1955 und BGBl. Nr. 154/1958, wird wie
folgt geändert:

1. Nach § 7 wird eingefügt:

„§ 7 a. (1) Die nach § 7 Abs. 1 Z. 2 lit. a und b
zu entrichtenden Beiträge sind für die nach dem
31. Dezember 1962 gelegenen Beitragszeiträume
in jener Höhe zu entrichten, in der sie für den
an diesem Tag endenden Beitragszeitraum —
allenfalls unter Umrechnung auf einen Jahres-
betrag — für den Beitragsgegenstand (§ 7 Abs. 1
Z. 2 lit. a und b) zu entrichten waren; hiedurch
wird jedoch eine den genannten Bestimmungen
entsprechende Verminderung der Beitragshöhe
auch für nach dem 31. Dezember 1962 gelegene
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Beitragszeiträume nicht verhindert. Eine Erhö-
hung des für das Jahr 1962 zu entrichtenden Bei-
trages nach § 7 Abs. 1 Z. 2 lit. a, bb, bleibt bei
Berechnung des Beitrages für die nach dem
31. Dezember 1962 gelegenen Beitragszeiträume
außer Ansatz.

(2) Der sich nach Abs. 1 für das Jahr 1963
ergebende Beitrag ist mit Abgabenbescheid fest-
zusetzen. Diese Festsetzung gilt auch für die fol-
genden Jahre. Sind die Voraussetzungen für eine
Verminderung der Beitragshöhe gegeben, ist ein
neuer Abgabenbescheid zu erlassen, der auch für
die folgenden Jahre gilt. Bezüglich der Entrich-
tung dieser Beiträge gelten ab 1. Jänner 1967
sinngemäß die Vorschriften der §§ 29 und 30
des Grundsteuergesetzes 1955.

§ 7 b. Die Erhebung der Beiträge nach den
§§ 7 und 7 a obliegt dem Lagefinanzamt (§ 53
Abs. 1 lit. a der Bundesabgabenordnung, BGBl.
Nr. 194/1961)."

2. Im § 8 Abs. 1 werden die Worte „mit Fonds-
hilfe wiederhergestellt werden" ersetzt durch die
Worte: „mit Fondshilfe vor dem 1. Juli 1966
wiederhergestellt wurden"; die Worte „an die-
sem Stichtag" werden ersetzt durch die Worte:
„am 1. Juni 1948".

3. Im § 8 Abs. 2 werden nach den Worten
„nach diesem Stichtag" eingefügt die Worte:
„und vor dem 1. Juli 1966"; die Worte: „bis
zur gänzlichen Abstattung der Schuld, höchstens
jedoch bis zur Auflösung des Fonds (§ 23) an
diesen" werden ersetzt durch die Worte „an den
Fonds".

4. Dem § 8 wird nachstehender Abs. 6 ange-
fügt:

„(6) Die Bestimmungen des Abs. 1 und Abs. 2
sind nicht auf Forderungen anzuwenden, die auf
Kreditgeschäften beruhen und die durch eine
Höchstbetragshypothek (§ 14 Abs. 2 Allgemeines
Grundbuchsgesetz 1955, BGBl. Nr. 39) grund-
bücherlich sichergestellt sind."

5. Nach § 8 wird eingefügt:

„§ 8 a. Die Erhebung der Beiträge nach § 8 ob-
liegt für das gesamte Bundesgebiet dem Finanz-
amt für Gebühren und Verkehrsteuern in
Wien."

Artikel II

Das Zentralfinanzamt für die Beiträge nach
dem Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz in Wien
wird mit Ablauf des 31. Dezember 1966 aufge-
löst.

Artikel III

(1) Artikel I Z. 1 und 5 dieses Bundesgesetzes
treten am 1. Jänner 1967 in Kraft. Artikel I Z. 2
und 3 dieses Bundesgesetzes treten mit 1. Juli
1966 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

1 5 4 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 15. Juli 1966,
mit der der Erste Nachtrag zum Österreichi-
schen Arzneibuch für verbindlich erklärt

wird (1. Arzneibuchnachtragsverordnung)

Auf Grund des § 7 a Abs. 3 des Gesetzes vom
18. Dezember 1906, RGBl. Nr. 5/1907, betref-
fend die Regelung des Apothekenwesens in der
Fassung der Apothekengesetznovelle 1960, BGBl.
Nr. 23, wird — soweit es sich um veterinär-
medizinische Mittel und Tierimpfstoffe handelt
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft — verordnet:

§ 1. Der Erste Nachtrag zu dem mit der Ver-
ordnung BGBl. Nr. 229/1960 für verbindlich
erklärten Österreichischen Arzneibuch, 9. Aus-
gabe (Pharmacopoea Austriaca, Editio Nona,
Addendum primum) ist mit Wirkung vom 1. No-
vember 1966 verbindlich. Der Nachtrag wird in
der Österreichischen Staatsdruckerei verlegt.

§ 2. (1) Arzneistoffe und Arzneizubereitungen,
die nicht den Vorschriften des Ersten Nachtrags,
wohl aber den Vorschriften des Österreichischen
Arzneibuches, 9. Ausgabe, entsprechen, dürfen
noch bis 30. April 1967 vorrätig gehalten und
abgegeben werden.

(2) Arzneistoffe und Arzneizubereitungen,
deren Aufbewahrung nicht den Vorschriften des
Ersten Nachtrags entspricht, dürfen noch bis
30. April 1967 nach den bisher geltenden Vor-
schriften des Österreichischen Arzneibuches,
9. Ausgabe, aufbewahrt werden.

Rehor
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